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Die biostatistische Wahrscheinlichkeitsberechnung ist in Bezug 

auf DNA-Einzelspuren standardisiert, so dass es einer Darstel-

lung der Anzahl der untersuchten Merkmalssysteme und der 

Anzahl der diesbezüglichen Übereinstimmungen nicht mehr 

bedarf. Das Tatgericht genügt den Darlegungsanforderungen, 

wenn es das Gutachtenergebnis in Form der biostatistischen 

Wahrscheinlichkeitsaussage in numerischer Form mitteilt, da 

diese die beiden übrigen bisherigen Anforderungen widerspie-

gelt. 
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Der 5. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundes-

anwalts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 28. August 2018  

gemäß § 349 Abs. 2 und 4 StPO beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Land-

gerichts Potsdam vom 29. Juli 2016 zu Tat 5 der Urteilsgrün-

de aufgehoben. 

2. Die weitergehende Revision wird verworfen. 

3. Im Umfang der Aufhebung wird das Urteil zu neuer Verhand-

lung und Entscheidung, auch über die Kosten des Rechtsmit-

tels, an eine andere Strafkammer des Landgerichts Potsdam 

zurückverwiesen. 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den revidierenden Angeklagten wegen „besonders 

schweren Raubes, wegen besonders schwerer räuberischer Erpressung in Tat-

einheit mit gefährlicher Körperverletzung (Tat 5 der Urteilsgründe) und wegen 

schweren Raubes in drei Fällen“ zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von zwölf Jah-

ren verurteilt und eine Adhäsionsentscheidung getroffen. Soweit es den Ange-

klagten betraf, hat der Senat das angegriffene Urteil auf die Sachrüge hin mit 

Beschluss vom 5. April 2017 hinsichtlich Tat 2 der Urteilsgründe sowie im  

Gesamtstrafenausspruch aufgehoben und die Sache insofern zu neuer Ver-

handlung und Entscheidung an das Landgericht zurückverwiesen; das Verfah-
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ren betreffend die zur Tat 5 der Urteilsgründe erfolgte Verurteilung hat er abge-

trennt und die weitergehende Revision des Angeklagten verworfen. Zum abge-

trennten Verfahrensteil hat das Rechtsmittel den aus der Beschlussformel er-

sichtlichen Teilerfolg; im Übrigen ist es unbegründet im Sinne des § 349 Abs. 2 

StPO. 

I. 

Nach den Feststellungen des Landgerichts zu Tat 5 forderte der Ange-

klagte in einer „Lotto-Modellbau-Post-Agentur“ unter Vorhalt einer mit Knallkar-

tuschen geladenen Schreckschusspistole die Herausgabe von Bargeld. Nach-

dem die Angestellte ihm den Kasseninhalt – insgesamt 840 Euro – übergeben 

hatte, wandte sich der Angeklagte zur Flucht. Dabei schoss er aus kurzer Ent-

fernung in Richtung des Kopfes eines Kunden, der den Überfall bemerkt und 

den Angeklagten durch Zuhalten der Eingangstür an der Flucht zu hindern ver-

sucht hatte. Der durch die Schusswirkung der Knallkartusche benommene 

Zeuge konnte den Angeklagten in der Folge nicht weiter aufhalten. Der Ange-

klagte flüchtete mit einem Fahrrad, an dessen Lenkergriffen DNA-Material gesi-

chert werden konnte.  

Das Landgericht ist „aufgrund des Ergebnisses der biologischen Unter-

suchungen der am (Flucht-)Fahrrad gesicherten Spuren der Überzeugung, 

dass der Angeklagte (…) der Täter des Überfalls ist“. Die molekularbiologische 

Sachverständige habe ausgeführt, dass die am Lenkergriff festgestellte DNA-

Merkmalskombination mit jener im Vergleichsmaterial des Angeklagten über-

einstimme und diese Merkmalskombination in der deutschen Population (bei 

Nichtverwandten) einmal unter ca. 150 Trilliarden Personen vorkomme. Des-

halb könne mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit davon ausgegan-
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gen werden, dass es sich bei dem Angeklagten um den Verursacher der DNA-

Spur handele. 

II. 

Der Schuldspruch betreffend die Tat 5 der Urteilsgründe hat keinen Be-

stand, da die Voraussetzungen des § 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB nicht belegt sind.  

1. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs unterfällt ei-

ne geladene Schreckschusspistole nur dann dem Waffenbegriff des § 250 

StGB, wenn feststeht, dass beim Abfeuern der Waffe der Explosionsdruck aus 

dem Lauf nach vorn austritt und die Waffe deshalb nach ihrer Beschaffenheit 

geeignet ist, erhebliche Verletzungen hervorzurufen. Dies ist bei Schreck-

schusswaffen nicht selbstverständlich (vgl. BGH, Beschlüsse vom 4. Febru-

ar 2003 – GSSt 2/02, BGHSt 48, 197, 201; vom 10. Mai 2017 – 4 StR 167/17, 

jeweils mwN). 

Entsprechende Feststellungen zur Beschaffenheit der verwendeten 

Schreckschusspistole enthält das Urteil nicht. Der Senat kann daher nicht prü-

fen, ob der Angeklagte den vom Landgericht angenommenen Qualifikationstat-

bestand oder lediglich denjenigen des § 250 Abs. 1 Nr. 1 lit. b StGB verwirklicht 

hat. Nur insoweit bedarf es neuer tatgerichtlicher Verhandlung und Entschei-

dung. Die rechtsfehlerfrei getroffenen Feststellungen bleiben bestehen (§ 353 

Abs. 2 StPO). 

2. Im Übrigen hält das Urteil rechtlicher Prüfung stand. Insbesondere er-

weist sich die Beweiswürdigung zur Täterschaft des Angeklagten als rechtsfeh-

lerfrei. Der Erörterung bedarf allein die vom Tatgericht vorgenommene Darstel-

lung der Ergebnisse des molekulargenetischen Gutachtens. Insofern ist es aus 
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Rechtsgründen nicht zu beanstanden, dass sich das Landgericht auf die Mittei-

lung beschränkt hat, dass die an der Tatortspur nachgewiesene DNA-

Merkmalskombination mit jener beim Angeklagten übereinstimmt und der dies-

bezügliche Wahrscheinlichkeitsquotient 1:150 Trilliarden beträgt.  

a) Grundsätzlich hat das Tatgericht in Fällen, in denen es dem Gutach-

ten eines Sachverständigen folgt, dessen wesentlichen Anknüpfungstatsachen 

und Ausführungen so darzulegen, dass das Rechtsmittelgericht prüfen kann, 

ob die Beweiswürdigung auf einer tragfähigen Tatsachengrundlage beruht und 

die Schlussfolgerungen nach den Gesetzen der Logik, den Erfahrungssätzen 

des täglichen Lebens und den Erkenntnissen der Wissenschaft möglich sind 

(vgl. BGH, Beschluss vom 31. Juli 2013 – 4 StR 270/13, NStZ-RR 2014, 115, 

116 mwN). Liegt dem Gutachten jedoch ein allgemein anerkanntes und weithin 

standardisiertes Verfahren zugrunde, wie dies etwa beim daktyloskopischen 

Gutachten, der Blutalkoholanalyse oder der Bestimmung von Blutgruppen der 

Fall ist, so genügt die bloße Mitteilung des erzielten Ergebnisses (vgl. BGH, 

Beschluss vom 15. September 2010 – 5 StR 345/10 Rn. 9 mwN). 

b) Nach diesen Grundsätzen wurde zwar bereits das in der forensischen 

Praxis gebräuchliche PCR-Verfahren zur Feststellung von Übereinstimmungen 

zwischen Spuren- und Vergleichsmaterial von der ständigen Rechtsprechung 

des Bundesgerichtshofs als derart standardisiert eingestuft, dass es im Urteil 

nicht näher erläutert werden muss. Anderes galt allerdings für die sich an-

schließende Berechnung der biostatistischen Wahrscheinlichkeit, da diese als 

von wertenden Entscheidungen des Sachverständigen abhängig angesehen 

wurde (vgl. BGH, Urteil vom 3. Mai 2012 – 3 StR 46/12, NStZ 2013, 177, 178). 

Insoweit wurde – den allgemeinen Darlegungsanforderungen folgend – von den 

Tatgerichten verlangt, in den Urteilsgründen mitzuteilen, wie viele Systeme un-
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tersucht wurden, ob und inwieweit sich Übereinstimmungen in den untersuch-

ten Systemen ergaben und mit welcher „Wahrscheinlichkeit“ die festgestellte 

Merkmalskombination zu erwarten ist (vgl. BGH, Urteile vom 24. März 2016  

– 2 StR 112/14, NStZ 2016, 490; vom 21. Juli 2016 – 2 StR 383/15 Rn. 35; vom 

9. Februar 2017 – 3 StR 415/16 Rn. 25; Beschlüsse vom 25. Februar 2015  

– 4 StR 39/15 Rn. 10; vom 1. Dezember 2015 – 4 StR 397/15 Rn. 4; vom 

22. Februar 2017 – 5 StR 606/16 Rn. 11; vom 18. Januar 2018  

– 4 StR 377/17).  

c) An den beiden erstgenannten Darlegungsanforderungen hält der Se-

nat für die in der Praxis vorkommenden Regelfälle der DNA-Vergleichs-

untersuchungen, die sich auf eindeutige Einzelspuren beziehen und keine Be-

sonderheiten in der forensischen Fragestellung aufweisen, nicht fest. Denn 

nach dem erreichten wissenschaftlichen Stand der forensischen Molekularge-

netik ist die biostatistische Wahrscheinlichkeitsberechnung in Fällen eindeutiger 

Einzelspuren soweit vereinheitlicht, dass es einer Darstellung der Anzahl der 

untersuchten Merkmalssysteme und der Anzahl der Übereinstimmungen in den 

untersuchten Merkmalssystemen nicht mehr bedarf. Vielmehr genügt die Mittei-

lung des Gutachtenergebnisses in Form der biostatistischen Wahrscheinlich-

keitsaussage in numerischer Form, da diese die beiden übrigen bisherigen An-

forderungen widerspiegelt. 

Der Senat hat insbesondere zu der Frage, ob die molekulargenetische 

Begutachtung von eindeutigen Einzelspuren in Deutschland in der Weise stan-

dardisiert ist, dass unterschiedliche Sachverständige (gegebenenfalls auch un-

ter Anwendung verschiedener Methoden) in „Normalfällen“ – in denen als Spu-

renleger nicht mehrere miteinander verwandte Personen in Betracht kommen – 

bei der biostatistischen Bewertung zu gleichwertigen Ergebnissen gelangen, 
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eine gutachterliche Stellungnahme des Sachverständigen                       

S.              vom Institut für Rechtsmedizin der Universität Köln eingeholt. Da-

nach kann nunmehr auch die biostatistische Wahrscheinlichkeitsbewertung im 

Rahmen von molekulargenetischen Sachverständigengutachten als weithin 

standardisiert gelten. 

aa) Die biostatistische Bewertung von DNA-Spuren beruht auf der Häu-

figkeitsschätzung des festgestellten DNA-Profils in der entsprechenden Refe-

renzbevölkerung. Es können dabei zwei für die Ergebnisaussage gleichwertige 

Ansätze verfolgt werden: Zum einen ist die Benennung der zufälligen Treffer-

wahrscheinlichkeit üblich, bei der angegeben wird, unter wie vielen beliebigen 

Personen die beobachtete Merkmalskombination einmal vorgefunden werden 

kann. Zum anderen kann ein Wahrscheinlichkeitsquotient (Likelihood-Ratio) 

bezeichnet werden, mit dem zum Ausdruck gebracht wird, wie viel wahrschein-

licher es ist, dass das Spurenmaterial von der Vergleichsperson stammt, als 

dass es von einer unbekannten, mit der Vergleichsperson nicht verwandten 

Person herrührt. Bei – wie im vorliegenden Fall – eindeutigen Einzelspuren ent-

spricht der Zahlenwert des Wahrscheinlichkeitsquotienten jenem der zufälligen 

Trefferwahrscheinlichkeit. 

Maßgeblich für die Häufigkeitseinschätzung in Bezug auf das jeweilige 

DNA-Profil ist unabhängig von dem gewählten Ansatz einerseits die Anzahl der 

im (anerkannt standardisierten) PCR-Verfahren ermittelten Übereinstimmungen 

zwischen Spuren- und Vergleichsmaterial. Andererseits hängt die biostatisti-

sche Wahrscheinlichkeitsaussage davon ab, mit welcher Häufigkeit die einzel-

nen STR-Systeme (und in der Folge die Merkmalskombination) in der Refe-

renzbevölkerung vorkommen. Maßgebliche Grundlage der Häufigkeitsaussa-
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gen zu den einzelnen Merkmalen sind in populationsgenetischen Studien veröf-

fentlichte Daten. 

bb) Für die stets auf diesen Grundlagen fußende Bewertung der biosta-

tistischen Wahrscheinlichkeit bestehen in der molekulargenetischen Wissen-

schaft nach der Einschätzung des Sachverständigen, denen der Senat folgt, 

anerkannte Standards, die zu zuverlässigen und gleichwertigen Ergebnissen 

führen. Jedenfalls seit der Veröffentlichung der „Gemeinsamen Empfehlungen 

der Projektgruppe ‚biostatistische DNA-Berechnungen‘ und der Spurenkommis-

sion zur biostatistischen Bewertung von DNA-analytischen Befunden“ (Ulbrich 

et al. NStZ 2017, 135) sind Standards für die biostatistische Wahrscheinlich-

keitsberechnung formuliert, die von Gutachtern lege artis zu beachten sind. 

Diese betreffen ausdrücklich (auch) die Bewertung von Einzelspuren und ins-

besondere die Verwendung bestimmter populationsgenetischer Daten und da-

mit die maßgeblichen Grundlagen der gutachterlichen Häufigkeitseinschätzung. 

In Zusammenschau mit dem Umstand, dass von allen Sachverständigen die-

selbe, auf dem sogenannten Hardy-Weinberg-Gesetz beruhende und umfas-

send wissenschaftlich begründete Berechnungsweise angewandt wird, handelt 

es sich bei der biostatistischen Bewertung von DNA-Einzelspuren – die aus 

molekulargenetischer Sicht unstrittig ist und klare und belastbare Aussagen zur 

Spurenlegereigenschaft ermöglicht – um ein wissenschaftlich anerkanntes und 

verbindlich eingeführtes Berechnungsverfahren, dessen Anwendung stets zu 

gleichwertigen Ergebnissen führt. 

cc) Für die Ersetzung einer biostatistischen Wahrscheinlichkeitsaussage 

durch eine bloße Mitteilung des erzielten Ergebnisses in verbalisierter Form gibt 

es derzeit noch keine einheitliche Skala. Der Sachverständige hat zusammen-

fassend darauf hingewiesen, dass es in Bezug auf eindeutige Einzelspuren ei-
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nen Konsens gibt, auf eine zahlenmäßige Aufschlüsselung und Dokumentation 

bei LR-Werten von mehr als 30 Milliarden zu verzichten und dies mit der Beur-

teilung „es besteht kein begründeter Zweifel, dass die Merkmale der Spur von 

Person A stammen“ zu verbinden. 

d) Die bisherige Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs – insbesonde-

re die genannte Entscheidung des 3. Strafsenats (BGH, Urteil vom 3. Mai 2012 

– 3 StR 46/12, NStZ 2013, 177) – steht dieser Entscheidung nicht entgegen. Es 

liegt keine eine Rechtsfrage betreffende Divergenz im Sinne von § 132 Abs. 2 

GVG vor. Der Senat hat auf der Grundlage der in der Rechtsprechung des 

Bundesgerichtshofs entwickelten Maßstäbe zur Darstellung von Sachverständi-

gengutachten in tatgerichtlichen Urteilen lediglich eine im Tatsächlichen abwei-

chende Bewertung des fortgeschrittenen wissenschaftlichen Stands der biosta-

tistischen Wahrscheinlichkeitsberechnung im Rahmen molekulargenetischer 

Sachverständigengutachten vorgenommen (vgl. BGH, Urteil vom 5. Juni 2014  

– 4 StR 439/13, NJW 2014, 2454, 2456). 

3. Anlass für eine Kompensationsentscheidung wegen sogenannter 

rechtsstaatswidriger Verfahrensverzögerung besteht nicht, zumal die Verurtei-

lung des Angeklagten wegen schweren Raubes in drei Fällen zu Einzelfrei-

heitsstrafen von vier Jahren, fünf Jahren sowie fünf Jahren und sechs Monaten 

rechtskräftig ist. Die überdurchschnittliche Länge des Revisionsverfahrens hat 
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ihre Ursache neben mehreren Beratungen des Senats vor allem in dem Erfor-

dernis, das Gutachten eines Sachverständigen einzuholen (vgl. BGH, Urteil 

vom 17. Januar 2018 – 2 StR 334/15 Rn. 28 ff.). 

Mutzbauer                                          Sander                                       Schneider 

                       Berger                                               Mosbacher 


